
März 2002	 Religion	 13

*Klaus J. Bade und Rainer 
Münz in: Migrationsreport 
2000, Campus-Verlag 
2000.

Von der Ein-
Wanderung 	
zur Zu-	
Wanderung...
„Probleme von Migration und Integration, einschließ-
lich der Frage nach Struktur und Umfang des Zuwan-
derungsbedarfs, werden neuerdings vehement disku-
tiert. Für bis dahin gern überhörte Sachkenner sind 
das keine neuen Themen, sondern im Grunde alte 
Hüte mit einigen neuen statistischen Federn. Die 
Wissenschaft hat diese Themen auf allen verfügbaren 
Ebenen seit langem immer wieder mahnend angebo-
ten. Aber das blieb in der politischen Gestaltung weit-
gehend folgenlos. Heute hat Politik, besonders unter 
dem Druck der Rentendebatte und immer erkennba-
rer werdender internationaler Wettbewerbsprobleme 
auf dem Arbeitsmarkt, die Zeichen der Zeit erkannt. 
Drohende Bevölkerungsschrumpfung und demogra-
phische Alterung bergen in der Tat langfristig schwer-
wiegende Probleme für die wirtschaftliche Dynamik 
ebenso wie für die Generationen-solidarität, von der 
Rente bis zum Pflegekostentarif. ‚Bevölkerungspoli-
tik‘ als solche ist keine Alternative, weil sich Bevöl-
kerungswachstum schon aus strukturellen Gründen 
nicht ‚steuern‘ lässt. Deswegen auch wissen wir heute 
schon ziemlich genau, wie es um die Bevölkerung in 
Deutschland im Jahr 2050 stehen wird, je nachdem, 
mit wie viel an dauerhafter Zuwanderung gerechnet 
wird, die man der Klarheit halber am besten als Ein-
wanderung bezeichnen sollte.“*

Die Ingredienzien der sogenannten siebenhun-
derttausend Debatte sind in obigem Zitat wie-
derzufinden, man ersetze bloß „Deutschland“ 
durch „Luxemburg“.

Die deutsche rot-grüne Koalition wollte zu 
Beginn der Legislaturperiode ein Einwanderungs-
gesetz, womöglich im Konsens mit allen Fraktio-
nen des Bundestags, verabschieden. Heute ist nur 
noch von einem Zuwanderungsgesetz die Rede, 
welches sich vorzüglich als Wahlkampfthema im 
Kampf um die „Lufthoheit über den Stammti-
schen“ ausbeuten lässt.

Die Zahl siebenhunderttausend scheint sich eben-
falls zum tumben Dampfablassen zu eignen. 

Nun rächt sich, dass unsere „leaders d’opinion“ 
seit Jahren bloß sonntägliche Lippenbekenntnisse 
zum Thema Einwanderung abgesondert haben, 
in der alltäglichen Praxis aber, der Bevölkerung 
ein spiegelverkehrtes Bild gezeigt haben. Wer von 
Ausländern, von Ausländerkindern, von Asylan-
ten und Flüchtlingen, immer nur in Zusammen-
hang mit dem Wort ‚Problem‘ spricht, wer eine 
Art wöchentliche Leistungsbilanz der abgescho-
benen Flüchtlinge veröffentlicht, wer als Justiz-
minister sich zum Parlamentspräsidenten gesellt 
um eine mehr als zweifelhafte Unterschriftenliste 
„gegen die Gewalt“ entgegenzunehmen, wohl-
wissend, dass die diesbezügliche Polizeistatistik 
nicht im steigen begriffen ist, der darf sich nicht 
wundern, dass ein, sagen wir mal, ausländerneu-
trales Klima sich zu einem ausländernegativen 
Klima wandelt.

Eine Natur- und Vogelschutzliga wandelt auf 
sehr dünnem Blut-und-Boden-Eis. Ein Mouve-
ment-Ecologique lässt, auf seinem Oeko-Foire-
Stand, Volkes Seele sich austoben und verliert 
nach eigenen Aussagen, dennoch Mitglieder ob 
seines so „offensiven Eintretens“ für die sieben-
hunderttausend. Die CGFP erklärt den Erwerb 
der luxemburgische Nationalität zu einer Aufnah-
mepraxis wie jene in einen exklusiven „Rotary“-
Club oder die Freimaurerloge. Kein „kontrover-
ses“ Thema in Luxemburg ohne die Gründung 
einer Bürgerbetroffenheitsinitiative. Die neueste 
Ausgabe nennt sich: „Waat fir eng Zukunft fir 
Lëtzebuerg?“ und fordert u.a. das Wirtschafts-
wachstum auf ein vernünftiges Niveau zurück-
zuführen. Ja wenn’s denn so einfach wäre, der 
Wirtschaft etwas weniger Wachstum abzuverlan-
gen. Nach dem Motto: „Herr Good-Year-Direk-
tor, bitte verkaufen Sie dieses Jahr etwas weni-
ger Reifen, danke schön.“

Natürlich darf das Parlament nicht untätig blei-
ben. Abgeordnete, welche ihren WählerInnen 
mitteilen möchten, dass sie sich aktiv um ihre 
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Belange kümmern, rufen eine Spezialkommis-
sion ins Leben. Die Immigrationskommission hat 
denn auch zu Beginn ein Problem bei ihrer Identi-
tätsfindung. Soll sie sich um alles, will sagen, um 
sämtliche Bereiche des luxemburgischen Wachs-
tums kümmern, oder sich bloß mit der wachsen-
den Zahl der Ausländer und der damit verbunde-
nen „Integration“ befassen.

So hört man sich denn erst mal alle möglichen 
„forces vives“ der Nation an, vom Wirtschafts-
minister, über die Staatsbeamtenkammer, den 
Historiker Gilbert Trausch, bis zu ASTI, CLAE, 
CARITAS und SESOPI, usw. usf.

Die „lebendigen Kräfte“ legen sich ins Zeug 
und erklären zum x-ten Mal ihre Zahlen, ihre 
Schlüsse, ihre Entwürfe, ihre Vorschläge. Die 
Abgeordneten hören mehr oder weniger gelang-
weilt oder interessiert zu, lassen sich ihre bishe-
rige Meinung je nachdem, bestätigen oder wider-
legen. Die „lebendigen Kräfte“, nachdem der 
Kommissionspräsident ihnen gedankt hat, ziehen 
wieder ihres Wegs, die einen an den ministeriel-
len oder administrativen Schreibtisch, die ande-
ren an die „Basis“ wo sie die Auswüchse der eben 
beschriebenen Politik zu beheben versuchen.

Dabei ist sich die sozio-politische Elite einig 
über die Tatsache, dass Luxemburg Einwande-
rung, gleich welcher Art, benötigt und dass Ein-
wanderung sich nicht steuern lässt. Man ist sich 
einig, dass, sollte man den Erwerb der Nationali-
tät nicht erleichtern, in kürze die echten Luxem-
burger in der Minderheit sind, aber die Mehrheit 
politisch vertreten werden. Dass diese Apart-
heidsituation international gerügt werden wird 
und national zu Verwerfungen führen wird, weiß 
man ebenfalls und demzufolge wird man nicht 
umhin kommen, das Wahlrecht zu ändern. Man 
weiß seit langem und nicht erst seit der PISA-
Studie, dass die ausländischen Kinder und jene 
der sozial schwachen Schichten von der Schule 

benachteiligt werden und die Schule nicht zum 
sozialen Aufstieg benutzen können. Man weiß, 
dass die doppelte Staatsbürgerschaft eine Mög-
lichkeit bietet, sich besser in die luxemburgische 
Gemeinschaft einzufügen. Man weiß, dass „der 
Luxemburger“ sich ärgert, wenn er seinen „Hum-
pen“ in französischer Sprache bestellen muss, 
aber man führt keine obligatorischen Sprach- und 
Integrations-kurse entsprechend dem holländi-
schen Modell ein. Man weiß, dass der ersten 
Regularisierung eine weitere folgen muss, da 
nicht alle „sans-papiers“ erfasst wurden und 
schon wieder neue hinzu-gekommen sind. Man 
weiß, dass viele Asylbewerber illegal beschäftigt 
sind, dass sie nie und nimmer wieder zurückkeh-
ren, dass sie, da keine andere Möglichkeit der 
Einwanderung und des dauerhaften Aufenthalts 
besteht, die Asylprozedur „missbräuchlich benut-
zen“, um für sich und ihre Kinder ein „besseres“ 
Leben zu führen. Die Idee, den Ausbau der Bezie-
hungen zu Montenegro und den Kap-Verden, als 
Zuzugsgebiete für benötigte Arbeitskräfte, vor-
zuschlagen, lag deshalb auf der Hand. Man 
kann es schon fast nicht mehr hören, wenn 
noch und noch immer gefordert werden muss, 
doch endlich einen „permis unique“, eine einheit-
liche Arbeitserlaubnis, zu schaffen. Man sieht 
unter welchen menschenunwürdigen Zuständen, 
Flüchtlinge untergebracht sind. Man müsste das 
bei jeder Gelegenheit angeführte Argument, des 
reichsten Landes der Welt, nicht bemühen, son-
dern bloß an das C oder das S der CSV erinnern, 
um diese Missstände zu beheben. Wenn man 
die Armee, mangels genügend Kandidaten, den 
Nicht-Luxemburgern öffnet, dann müsste man 
doch auch einsehen, dass die Bunkermentalität 
einer CGFP nicht länger Bestand haben kann, und 
beispielsweise, Wächter im Museum, der luxem-
burgischen Nationalität nicht bedürfen.

Wie gesagt, man weiß, man ist sich bewusst, 
man hat erkannt, man sieht ein .... Doch statt 
zu handeln, setzt man erst mal eine Kom-
mission ein und wartet dann eine europäische 
Lösung ab. Man spricht, wie in Deutschland, 
von Einwanderung und wird (wetten dass ...?) 
bei einem Quoten-Zuwanderungsgesetz landen.  
Man erwünscht sich Einmischung, doch das 
staatliche Nichtstun, artet in eine Zumutung 
für jene aus, welche tagtäglich versuchen, den 
einen durch den administrativen Dschungel zu 
helfen und von den anderen als Vaterlandsverrä-
ter bezeichnet werden.

Es wäre doch sinnvoller, jetzt (!) mit allen hier 
Arbeitenden und Lebenden über die Zukunft zu 
streiten und sie zu gestalten, statt eine „Null 
Zuwanderung!“-Forderung von einer wirtschaft-
lichen Flaute diktiert zu bekommen.

Jean Lichtfous

Die sozio-
politische Elite 
weiß, dass 	
die sich 
abzeichnende 
Apartheid-	
situation 
international 
gerügt werden 
wird und national 
zu Verwerfungen 
führen wird.  	
Sie wird  nicht 
umhin kommen, 
das Wahlrecht zu 
ändern.
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